
Liemobil: Landtag spricht Geld für  
Gratis-Schülerabos und 7-Minuten-Takt 
Die Abgeordnete Dagmar Bühler-Nigsch (VU) kündigt eine Einheitsbustarif-Initiative an. 

Von nichts Geringerem als ei-
nem «Quantensprung für den 
ÖV Liechtensteins» spricht die 
Regierung: Die Liemobil soll  
mit dem geplanten Fahrplan-
wechsel im Dezember 2025 auf 
den meistgenutzten Busrouten 
des Landes den Sieben-Minu-
ten-Takt einführen. Dadurch 
würde sich entlang der Haupt-
strecken ein «grossstädtisches 
Angebot» etablieren: ÖV-Nut-
zer müssten nicht mehr den 
Fahrplan konsultieren, sondern 
könnten an der Haltestelle ein-
fach auf den Bus warten – im  
Bewusstsein, dass der nächste 
Linienbus in maximal sieben 
Minuten kommt. Die Taktver-
dichtung ist aber nicht die einzi-
ge Neuerung, die für die Liemo-
bil vorgesehen ist. Auf das 
Schuljahr 2025/2026 möchte 
die Regierung Gratisabos für 
Schüler und Lernende einfüh-
ren. Und auch bei der Elektrifi-
zierung der Busflotte soll Liemo-

bil einen Zahn zulegen. Doch 
alle diese Massnahmen gibt es 
nicht zum Nulltarif. Deshalb 
hatte die Regierung beim Land-
tag beantragt, den Staatsbeitrag 
für die Liemobil von aktuell ma-
ximal 14,5 Millionen Franken 
auf 14,95 Millionen Franken für 
das Jahr 2025 zu erhöhen. Und 
für die beiden Jahre 2026 und 
2027 soll sich die staatliche Un-
terstützung auf je 18,45 Millio-
nen Franken belaufen. 

Gegen diese ÖV-Pläne regte 
sich im Landtag gestern kaum 
Widerstand: Alle 25 Abgeord-
neten stimmten der von der Re-
gierung vorgeschlagenen Erhö-
hung des Staatsbeitrags für Lie-
mobil zu. Überraschend war 
dieses Ergebnis nicht: Immer-
hin hatte die Regierung allerlei 
Liemobil-Wünsche aufgegrif-
fen, die immer wieder im Parla-
ment geäussert wurden. So 
kam eine grundsätzliche Kritik 
am Sieben-Minuten-Takt auch 

nur vom DpL-Abgeordneten 
Thomas Rehak. Er hält ein sol-
ches Angebot für übertrieben: 
«Das ist nur schade um das 
Geld.» Dagegen hielt Thomas 
Vogt (VU) fest, dass er die Takt-
verdichtung ausdrücklich be-
grüsse: «Das steigert die At-
traktivität der Busse enorm.» 

Hat der Eschnerberg 
das Nachsehen? 
Stärkere Kritik gab es hinsicht-
lich jener Liemobil-Wünsche, 
deren Realisierung noch nicht in 
Sicht ist. Stichwort: Einheitstarif. 
Im März forderte der Landtag, 
dass die derzeit vier Tarifzonen 
der Liemobil aufgelöst werden 
und künftig nur mehr ein ein-
heitlicher Bustarif für das ganze 
Land gilt. Demgegenüber stellt 
die Liemobil aber lediglich in 
Aussicht, dass sie das bestehen-
de Zonenmodell überprüfen 
und mit anderen Modellen wie 
einer Einheitszone vergleichen 

werde. Für Dagmar Bühler-
Nigsch (VU) ist dies zu unver-
bindlich. Darum kündigte sie  
eine Gesetzesinitiative an, um 
den Einheitstarif einzuführen. 

Der FL-Abgeordneten Pa-
trick Risch bemängelte zudem, 
dass gemäss den ÖV-Plänen 
der Regierung die Buslinien 
zwischen Triesen und Schaan 
zwar künftig einen Sieben-Mi-
nuten-Takt haben sollen, aber 
die Busverbindungen der eher 
peripher gelegenen Gemeinden 
nicht verbessert werden. Viel-
mehr noch: Er fürchtete, dass 
gerade bei den am Eschnerberg 
liegenden Gemeinden das An-
gebot künftig reduziert wird. 
Infrastrukturministerin Gra-
ziella Marok-Wachter hielt dazu 
fest, es sei nur geplant, auf we-
nig nachgefragten Linien das 
Angebot zu reduzieren, sofern 
auf einer Alternativroute ein 
besseres Angebot bereitgestellt 
werden kann. (equ) 
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Liechtenstein Finance erhält 
mehr Geld vom Staat 
Der Landtag gewährt dem Verein eine Erhöhung der 
öffentlichen Gelder für die Jahre 2025 bis 2028. 

Der Verein Liechtenstein Fi-
nance kann sich über eine Erhö-
hung der staatlichen Gelder um 
20 Prozent freuen. Dies be-
schlossen die Abgeordneten 
des Landtags in ihrer gestrigen 
Sitzung mit 23 Jastimmen. Die 
Vorlage der Regierung wurde 
von den meisten Abgeordneten 
unterstützt, jedoch nicht vorbe-
haltlos. Ursprünglich sollte die 
Gewährung des Staatsbeitrags 
den Zeitraum von 2025 bis 
2029 umfassen. Sascha Quade-
rer (FBP) bemängelte den Zeit-
raum, weil sich die Abgeordne-
ten in der nächsten Legislatur-
periode nicht mit dem Thema 
befassen können. «Dies würde 
ich als ungutes Zeichen empfin-
den», so Quaderer, der deshalb 
beantragte, die Jahreszahl 2029 
durch 2028 zu ersetzen. 20 Par-
lamentarierinnen und Parla-
mentarier teilten diese Sicht-
weise und stimmten mit Ja. Kei-
ne Chance hatte hingegen der 
Einwand von Georg Kaufmann 

(Freie Liste), der dafür plä- 
dierte, den Staatsbeitrag für 
Liechtenstein Finance bei  
320 000 Franken zu belassen. 
Seinen Antrag lehnten 21 Abge-
ordnete ab. 

Grosse Verdienste für  
den Finanzplatz 
Gross war die Einigkeit bei den 
Landtagsabgeordneten nicht 
nur bei der Abstimmung, son-
dern auch bei den einzelnen 
Wortmeldungen zum betreffen-
den Traktandum. Sämtliche 
Rednerinnen und Redner ho-
ben das Engagement hervor, 
welches der Verein für das Land 
Liechtenstein leistet. 

Auch Regierungschef Da-
niel Risch zeigte sich über die 
hohen Zustimmungswerte im 
Parlament erfreut. Liechten-
stein Finance habe dazu bei- 
getragen, die internationale 
Wahrnehmung des Finanzplat-
zes Liechtenstein zu verbes-
sern, so Risch. (st)

Landtag erhöht den OKP-Staatsbeitrag 
Mit knapper Mehrheit erhöht der Landtag den OKP-Staatsbeitrag um 3 Millionen auf 38 Millionen Franken. Damit sollen die steigenden  
Gesundheitskosten abgefedert werden. Für den einzelnen Prämienzahler bedeutet dies eine Entlastung von 7.20 Franken pro Monat. 

Daniela Fritz 
 
Die Kosten in der obligatori-
schen Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) steigen wieder 
deutlich, im vergangenen Jahr 
um 7 Prozent auf fast 210 Mil-
lionen Franken. Der Staat betei-
ligt sich daran unter anderem 
mit dem Staatsbeitrag an den 
OKP-Kosten für die übrigen 
Versicherten. Die Regierung 
wollte diesen Betrag unverän-
dert bei 35 Millionen Franken 
belassen.  

Das letzte Wort hat aber je-
den Juni der Landtag  – und ob-
wohl am Mittwoch im Hohen 
Haus niemand einen «Basar» 
wollte, gingen dann doch noch 
zwei unterschiedliche Anträge 
um Erhöhung des Staatsbei-
trags ein. Die Freie Liste bean-
tragte wie angekündigt 42 Mil-
lionen Franken, also 7 Millio-
nen mehr als der Regie- 
rungsvorschlag und bisherige 
Staatsbeitrag. Eine Million Fran-
ken Staatsbeitrag bedeutet auf 
den einzelnen Prämienzahler 
umgemünzt eine um 2.40 Fran-
ken tiefere Prämie pro Monat – 
der Vorschlag der Freien Liste 
hätte demnach eine jährliche 
Entlastung von gut 200 Fran-
ken gebracht. Mit Ausnahme 
der VU-Abgeordneten Manfred 
Kaufmann und Dagmar Bühler-
Nigsch konnte die Freie Liste je-
doch keine weiteren Mitstreiter 
für ihr Anliegen finden.  

«Pflästerlipolitik» statt  
Ursachenbekämpfung 
Der Vorschlag klinge auf den 
ersten Blick zwar sozial und so-
lidarisch, sei aber nicht nach-
haltig, bezeichnete der VU-Ab-
geordnete Günter Vogt den  
Antrag als «Pflästerlipolitik». 
Denn die Kostensteigerung im 

Gesundheitswesen werde da-
mit zwar abgefedert, die Ursa-
chen würden allerdings nicht 
beseitigt. Im Gegenteil, so fehle 
der Anreiz, um Kosten einzu-
sparen. Vogt kritisierte, dass die 
Politik dem Mengen- und Kos-
tenwachstum zu wenig gegen-
gesteuert habe: «Mein Eindruck 
ist, dass man sich auf der KVG-
Revision ausruht.» Der DpL-
Abgeordnete Thomas Rehak 
sprach sich ebenfalls gegen eine 
Erhöhung aus. Das Volk müsse 
merken, dass die Kosten stei-
gen. Nur so steige der Druck auf 
die Politik, Gegenmassnahmen 
zu setzen.  

«Ich bin auch der Meinung, 
dass die Kostentreiber gestoppt 
werden müssen. Aber bis wir 
das umgesetzt haben, tut es  
vielen Bürgern im Land weh», 

verteidigte Patrick Risch (FL) 
den Antrag seiner Partei. Ange-
sichts des Überschusses von 
373 Millionen Franken in der 
Landesrechnung 2023 sei es 
nur fair, der Bevölkerung etwas 
zurückzugeben.  

«Vielleicht finden wir im 
Licht der Debatte einen sachli-
chen Grund, um den Staatsbei-
trag zu erhöhen», schaltete sich 
der stellvertretende Abgeord-
nete – und frühere Geschäfts-
führer des Krankenkassenver-
bands – Thomas Hasler (FBP) 
ein, um wenig später selbst ei-
nen Antrag auf eine Erhöhung 
um drei Millionen Franken zu 
stellen. «Aus gesundheitsöko-
nomischer Sicht würde ich das 
nicht tun. Aber bevor wir die 
grosse Giesskanne nehmen ...», 
meinte Hasler. Mit den drei 

Millionen würden die Prämien-
zahler um den Betrag entlastet, 
um den die Gesundheitskosten 
gestiegen sind. «In der Vergan-
genheit hat die FBP noch 
gesagt, dass 3 Millionen nur ein 
Tropfen auf dem heissen Stein 
sind. Man merkt, es ist Wahl-
jahr», konnte sich Vize-Land-
tagspräsidentin Gunilla Marxer-
Kranz (VU) nicht verkneifen. 

«Wenn Sie sich weigern, die 
Giesskanne der Kopfgeldprä-
mie aus der Hand zu geben, 
müssen wir eben diese Giess-
kanne in die Hand nehmen», 
konterte Patrick Risch Haslers 
Antrag mit Verweis auf die FL-
Initiative für erwerbsabhängige 
Krankenkassenprämien. «Er-
werbsabhängige Prämien eli-
minieren Elemente der Eigen-
verantwortung wie den Selbst-

behalt, sind eine Riesenbelas-
tung für den Mittelstand und 
eine versteckte Steuererhö-
hung», fand wiederum Hasler. 

Eigenverantwortung der 
Versicherten vermisst 
«Viele Menschen sind besorgt 
wegen der Krankenkassenprä-
mien, wirklich sparen will die 
Mehrheit aber nicht», wun-
derte sich Günter Vogt. Er ver-
wies darauf, dass nicht nur die 
Krankenkassenprämien, son-
dern auch die Löhne gestiegen 
sind. Im Jahr 2006 wendete 
gemäss Vogt ein Haushalt 
rund 5,6 Prozent seines Brut-
toeinkommens für die OKP-
Prämien auf, 2023 waren es 
rund 7 Prozent. «Das ist eine 
Steigerung – aber kaum eine 
Explosion», so Vogt. 

Wendelin Lampert (FBP) merk-
te an, dass jeder Versicherte sei-
ne Prämien selbst über die 
Wahl höherer Franchisen sen-
ken könnte. «Das bedingt 
selbstverständlich, dass man 
das nötige Geld dafür hat. Aber 
ich glaube, dass ein Grossteil 
diese Mittel hätte», so Lampert. 
Auch Gesundheitsminister Ma-
nuel Frick sah einen eklatanten 
Widerspruch darin. Er plädierte 
dafür, den Staatsbeitrag bei  
35 Millionen Franken zu belas-
sen. Zu hohe Staatsbeiträge 
würde die hohen Gesundheits-
kosten überdecken. Regie-
rungschef Daniel Risch gab zu-
dem zu bedenken, dass 35 Mil-
lionen Franken in etwa den 
Kosten für die neue Landesbi-
bliothek entsprechen würden – 
aber eine laufende Ausgabe  
seien. 

Von einigen Abgeordneten 
wurde auch die jüngste Studie 
der Stiftung Zukunft.li aufge-
griffen. Demnach sind die  
Gesundheitskosten pro versi-
cherter Person in Liechtenstein 
um rund 20 Prozent höher als 
im benachbarten Rheintal.  
«Bereits in der Kurzfassung 
wird klar, dass vieles hausge-
macht ist», so Daniel Oehry 
(FBP). Wie die Studienautoren 
feststellten, wählen in der 
Schweiz deutlich mehr Versi-
cherte eine höhere Franchise 
als in Liechtenstein. Dadurch 
profitieren sie von tieferen Prä-
mien und nehmen Gesund-
heitsleistungen bewusster und 
sparsamer in Anspruch. 

Schliesslich stimmte eine 
knappe Mehrheit von 14 Abge-
ordneten aber zumindest für 
den Antrag aus der FBP: Der 
OKP-Staatsbeitrag wird dem-
nach neu 38 Millionen Franken 
betragen.

Schliesslich konnte Thomas Hasler (FBP) eine Mehrheit von einer  

Erhöhung um 3 Millionen Franken überzeugen.

Georg Kaufmann (FL) scheiterte hingegen mit dem Antrag seiner 

Fraktion, den Beitrag um 7 Millionen zu erhöhen. Bilder: Nils Vollmar


